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Wahlordnung der örtlichen Studierendenschaft  
der Universität Koblenz-Landau, Campus Landau 

Vom 14. Juli 2016 

 

Aufgrund des § 108 Abs. 3 Nr. 2 und § 111 Abs. 2 des Landeshochschulgesetzes in 
der Fassung vom 19. November 2010 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 505), hat das Studierendenparlament der örtli-
chen Studierendenschaft der Universität Koblenz-Landau, Campus Landau, am 14. 
April 2016 die folgende Wahlordnung beschlossen. Diese Wahlordnung hat der Prä-
sident der Universität Koblenz-Landau mit Schreiben vom 14. Juli 2016 genehmigt. 

 

 

§ 1 

Das Studierendenparlament ist die beschließende Vertretung der Studierendenschaft 
der Universität Koblenz-Landau, Campus Landau. 

 

§ 2  
Parlamentsgröße 

(1) Die Studierendenschaft wählt für je 250 Studierende ein Parlamentsmitglied; min-
destens jedoch 15. Die Gesamtzahl der Studierenden ist für die Ermittlung der Zahl 
der zu wählenden Parlamentsmitglieder auf volle hundert aufzurunden. 

(2) Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen einer mit der Personenwahl verbundenen 
Verhältniswahl. 

 

§ 3 

Die Studierendenschaft wählt in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und ge-
heimer Wahl die Mitglieder, die dem Studierendenparlament für die Dauer eines Jah-
res angehören. 

 

§ 4  
Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt sind alle ordentlichen Studierenden der Universität Koblenz-
Landau, Campus Landau. 

(2) Wählbar sind alle ordentlichen Studierenden der Universität Koblenz-Landau, 
Campus Landau. 

(3) Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. 

 

§ 5 

(1) Die Wahl findet während der Vorlesungszeit nach einer vorausgehenden Vollver-
sammlung der Studierendenschaft statt. 
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(2) Die Vollversammlung und die Auszählung der Stimmen sind öffentlich. 

(3) Die Sitzverteilung muss durch *Aushang* öffentlich gemacht werden. 

 

§ 6  
Wahlleitung und Wahlausschuss 

(1) Die Wahlen werden von einem oder einer unabhängigen Wahlleiter/in, der oder 
die vom Studierendenparlament bestellt wird, und einem Wahlausschuss gemäß die-
ser Wahlordnung vorbereitet und geleitet. 

(2) Zur Wahlleitung kann jede/r ordentliche Studierende der Universität Koblenz-
Landau, Campus Landau bestellt werden. 

(3) Die Wahlleitung darf weder dem Allgemeinen Studierendenausschuss noch dem 
Studierendenparlament angehören. Ebenso darf sie nicht auf einer Liste für das zu 
wählende Studierendenparlament vorgeschlagen sein. 

(4) Das Amt der Wahlleitung muss vom Studierendenparlament mindestens acht 
Wochen vor der Wahl hochschulöffentlich ausgeschrieben werden. Die Wahlleitung 
muss vier Wochen vor der Wahl gewählt werden. 

(5) Der Wahlausschuss besteht aus je zwei Delegierten der zur Wahl zugelassenen 
Listen. 

(6) Der/die Wahlleiter/in ist gleichzeitig Vorsitzende/r des Wahlausschusses. 

(7) Der Wahlausschuss bestimmt eines seiner Mitglieder zum/zur Schriftführer/in. 

(8) Der Wahlausschuss entscheidet mit Stimmenmehrheit. Er ist beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des/der Vorsitzenden des Wahlausschusses den Ausschlag. 

(9) Der/die Wahlleiterin gibt am vierten Vorlesungstag vor der Wahl die eingegange-
nen Listen mit den Kandidierenden durch Aushang bekannt. Der Aushang enthält die 
Listen in alphabetischer Reihenfolge. Die zu den Listen gehörenden Personen sind in 
der Reihenfolge, in der sie in das Parlament einziehen sollen, aufzuführen. Der Aus-
hang ist erst nach Durchführung der Wahl abzuhängen. 

(10) Der/die Wahlleiter/in eröffnet die der Wahl vorausgehende Vollversammlung, 
und gibt die Namen der Mitglieder des Wahlausschusses bekannt. Die Wahlleitung 
gibt die Zahl und die Namen der zu wählenden Listen und deren Kandidierenden be-
kannt. 

 

§ 7  
Wahllisten 

(1) Die Listen müssen bis 14.00 Uhr des achten Vorlesungstages vor Beginn der 
Wahl schriftlich beim Wahlleiter eingereicht werden. In der Liste müssen die Perso-
nen in der Reihenfolge aufgeführt sein, in der sie in das Parlament einziehen sollen. 
Die Listen können bis 14.00 Uhr des vierten Vorlesungstages vor Beginn der Wahl 
mit weiteren Personen ergänzt werden. Eine Veränderung der bestehenden Reihen-
folge ist nicht zulässig. 
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(2) Eine Liste umfasst mindestens vier Kandidierende; die Kandidierenden müssen 
ihre Kandidatur durch Unterschrift bestätigen. 

(3) Die Wahlberechtigten können nur die in den Wahlvorschlägen genannten Listen 
wählen. 

(4) Ein Kandidat/eine Kandidatin kann nur auf einer Liste kandidieren. 

(5) Die Liste muss eine Bezeichnung tragen. 

 

§ 8 
Wahlwerbung 

Jede Liste kann sich bis zu 50,00€ für Aufwendungen für Wahlwerbung vom Finanzreferat 
des AStA erstatten lassen. 

 

§9  
Stimmzettel 

(1) Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln, die die Wahlleitung bereitstellt. Die 
Stimmzettel müssen von gleicher Größe und Farbe sein und dürfen keine anderen 
als die amtlichen Kennzeichen oder Beschriftungen aufweisen. 

(2) Jede/r Wahlberechtigte hat zwei Stimmen; eine Personenstimme (Erststimme) 
und eine Listenstimme (Zweitstimme). 

(3) Ungültig sind Stimmzettel 

1. die nicht amtlich bereitgestellt sind, 

2. die einen Zusatz, eine Verwahrung, einen Vorbehalt oder sonstige Änderungen 
enthalten. 

(4) Leere Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung. 

 

§10  
Ankündigung der Wahl 

(1) Das Studierendenparlament bestimmt den Termin und die Dauer der Wahl. Es 
setzt die Wahl auf mehrere, mindestens drei aufeinander folgende Tage fest. Die 
Wahlleitung lädt zur Wahl ein und beruft die Vollversammlung der Studierenden vor 
der Wahl ein (§ 5 Abs. 1). Zwischen Einladung und Wahl muss eine Frist von min-
destens 14 Vorlesungstagen liegen. Die Wahlen finden gleichzeitig 

mit den Wahlen zu den Fachbereichsräten statt. 

(2) Die Einladung erfolgt durch Aushang am Brett des Allgemeinen Studierenden-
ausschusses des Campus Landau der Universität Koblenz-Landau. 

(3) Sie muss enthalten: 
1. Tag, Zeit und Ort der Vollversammlung sowie den Zeitpunkt und den Ort der 
Stimmabgabe, 
2. die Zahl der durch die Wahl zu besetzenden Parlamentssitze, 
3. den Hinweis, dass bis 14.00 Uhr des achten Vorlesungstages vor der Wahl die 

Listen bei der Wahlleitung eingereicht werden müssen und bis 14.00 Uhr des 
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vierten Vorlesungstages vor Beginn der Wahl mit weiteren Personen ergänzt 
werden können, 

4. den Hinweis, dass das Stimmrecht nur persönlich ausgeübt werden kann, 
5. den Hinweis, dass nur solche Listen gewählt werden können, für die Wahlvor-

schläge eingereicht worden sind, 
6. den Hinweis, dass jede/r Wahlberechtigte zwei Stimmen hat; eine Personen-

stimme (Erststimme) und eine Listenstimme (Zweitstimme), 
7. den Hinweis, dass die Stimmabgabe bei der Urnenwahl durch Einwurf des ge-

kennzeichneten, amtlichen Wahlzettels in eine Wahlurne erfolgt, wobei der Stu-
dierenden- oder Personalausweis als Legitimation vorzulegen ist. 

8. Den Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl nach § 11. 

 

§11 
Briefwahl 

(1) Falls ein/e Wahlberechtigte/r voraussichtlich gehindert ist, am Wahltermin sei-
ne/ihre Stimme abzugeben, kann er/sie von der Möglichkeit der Briefwahl Gebrauch 
machen. 

(2) Der Antrag auf Briefwahl ist spätestens acht Tage vor dem ersten Wahltag an die 
Wahlleitung zu richten. In diesem Falle sind dem/der Antragsteller/in vier Werktage 
vor dem ersten Wahltag ein Wahlschein, ein Stimmzettel, ein Wahlumschlag und ein 
freigemachter Wahlbriefumschlag für die betreffende Wahl zu übersenden oder per-
sönlich zu übergeben. Wird der Wahlbrief vom Ausland übersandt, so hat ihn der/die 
Wahlberechtigte freizumachen. Der Wahlschein muss Name, Vorname, Anschrift und 
Fachbereich des/der Wahlberechtigten sowie die vorgedruckte Erklärung enthalten, 
dass der/die Wahlberechtigte den Stimmzettel persönlich ausgefüllt hat. Ferner sind 
auf dem Wahlschein die für das Briefwahlverfahren notwendigen Hinweise zu geben. 

(3) Der Verlust der Unterlagen ist der Wahlleitung anzuzeigen. In diesem Falle kann 
nur von der Urnenwahl Gebrauch gemacht werden. 

(4) Die Aushändigung oder Übersendung der Briefwahlunterlagen ist im Wahlver-
zeichnis zu vermerken. Außerdem ist eine Liste der Personen anzulegen, denen die 
Briefwahlunterlagen ausgehändigt oder übersandt worden sind. Wem solche Unter-
lagen ausgehändigt oder übersandt wurden, kann seine Stimme nur im Wege der 
Briefwahl abgeben, es sei denn, er/sie wird von der Wahlleitung auf Grund der An-
zeige nach Abs. 3 besonders zur Teilnahme an der Urnenwahl zugelassen. Die 
Briefwahlunterlagen müssen vor Beendigung der Wahl bei der Wahlleitung einge-
gangen sein. 

 

§13 
Stimmabgabe und Stimmauszählung 

(1) Jede/r Wahlberechtigte erhält beim Betreten des Wahllokals gegen Vorlage des 
Studierenden- oder des Personalausweises einen Stimmzettel. Die Abgabe der 
Stimme wird im Wahlverzeichnis vermerkt. 

(2) Der Wahlausschuss zählt nach Beendigung der Stimmabgabe die Stimmzettel öf-
fentlich aus und ermittelt 

1. die Zahl der abgegebenen Stimmzettel, 
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2. der gültigen und ungültigen Stimmen, 
3. der für jede Liste abgegebenen Stimmen (Zweitstimmen), 
4. die Zahl der Stimmen, die jede/r Kandidat/in erhalten hat (Erststimmen), 
5. die Zahl der Stimmenthaltungen bei den Erststimmen, 
6. sowie die Zahl der Stimmenthaltungen bei den Zweitstimmen. 

(3) Die Sitzverteilung hat im Anschluss an die Auszählung zu erfolgen und zwar nach 
dem Hare-Niemeyer-Verfahren. 

(4) Zuerst werden die Erststimmen, dann die Zweitstimmen ausgezählt. Innerhalb der 
Listen sind die Sitze auf die Bewerber/innen in der auf der Liste angegebenen Rei-
henfolge zu verteilen. Die Erststimme entscheidet ob es eine andere, als die auf der 
Liste angegebene Reihenfolge gibt. Näheres regelt das Hare-Niemeyer-Verfahren 
(in: 7. Gesetz zur Änderung des Bundeswahlgesetzes). 

(5) Enthält eine Liste weniger Bewerber/innen, als die ihr der Berechnung nach, zu-
stehenden Sitze, so werden die freibleibenden Sitze nicht besetzt. 

(6) Innerhalb der Listen sind die Sitze auf die Bewerber/innen in der auf der Liste an-
gegebenen Reihenfolge zu verteilen, sofern die Wähler/innen nicht durch Ankreuzen 
eines anderen als des/der ersten Kandidaten/Kandidatin eine andere Reihenfolge 
bestimmt haben. Ist eine andere Reihenfolge bestimmt worden, so erfolgt die Sitzver-
teilung nach der Anzahl der Stimmen, die auf die einzelnen Bewerber/innen entfallen. 
Bei Gleichheit der Anzahl der Stimmen für mehrere Bewerber/innen ist die ursprüng-
liche Reihenfolge auf der Liste maßgeblich. 

(7) Verzichtet eine Person oder scheidet sie aus dem Parlament aus, so rückt der/die 
auf der Liste Nächstgenannte nach. 

(8) Die Wahl wird ungültig, sofern weniger als acht Sitze des Studierendenparla-
ments besetzt werden können. In diesem Fall muss die Wahlleitung binnen acht Ta-
gen zu Neuwahlen einladen. Auch die Durchführung der Neuwahlen richtet sich nach 
den Bestimmungen der vorliegenden Wahlordnung. 

 

§14 
 

(1) Wenn nur eine gültige Liste eingereicht worden ist, findet Mehrheitswahl statt. Je-
der Wähler kreuzt in diesem Falle auf dem Stimmzettel einen Bewerber an. Die Sitze 
werden an die Bewerber mit den höchsten Stimmenzahlen verteilt. Die Reihenfolge 
wird durch die Anzahl der Stimmen bestimmt. 

(2) Wird keine Liste eingereicht, so muss zu Neuwahlen aufgerufen werden. 

 

§15 
Wahlniederschrift 

(1) Die Wahl ist vom Schriftführer/von der Schriftführerin (§6 Abs.7) zu protokollieren.  

Die Niederschrift muss enthalten: 

1. Ort und Zeit der Wahl, 
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2. die Namen der Wahlleitung und der Mitglieder des Wahlausschusses, 
3. die Listen und sämtliche aufgestellten Personen in der festgesetzten Reihenfol-

ge, 
4. die Zahl der abgegebenen Erst- und Zweitstimmen, der gültigen und ungültigen 

Erst- und Zweitstimmen sowie der Stimmenthaltungen jeweils für Erst- und 
Zweitstimme, 

5. die Zahl der für einzelne Bewerber/innen abgegebenen gültigen Erststimmen, 
sowie die Zahl der jede Liste abgegebenen Zweitstimmen, 

6. das vom Wahlausschuss festgestellte Ergebnis, 
7. Einwendungen gegen den Wahlvorgang. 

(2) Die Niederschrift ist von der Wahlleitung und vom/von der Schriftführer/in zu un-
terzeichnen. Der Niederschrift sind die Stimmzettel beizufügen. Diese Unterlagen 
sind vom Allgemeinen Studierendenausschuss bis zur nächsten Wahl des Studie-
rendenparlaments aufzubewahren. 

(3) Die Niederschrift kann von jedem/e der Wahlberechtigten auf Verlangen innerhalb 
einer Frist von vier Wochen nach der Wahl eingesehen werden. Innerhalb dieser 
Frist kann die Wahl schriftlich mit Begründung bei der Wahlleitung angefochten wer-
den. Der Wahlausschuss entscheidet über die Anfechtung und teilt das Ergebnis mit 
Begründung durch Aushang mit. Gegebenenfalls schreibt der Wahlausschuss Neu-
wahlen aus. 

 

§16  
Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

 

Die Wahlleitung gibt das Wahlergebnis durch Aushang unverzüglich bekannt. Sie un-
terrichtet die Dekane und den Vizepräsidenten/die Vizepräsidentin der Universität 
Koblenz-Landau, Campus Landau und den Präsidenten/ die Präsidentin der Univer-
sität Koblenz-Landau von dem Ergebnis der Wahl. 

 

§17 
Konstituierung 

 

Der Wahlleiter beruft unverzüglich die Mitglieder des neuen Studierendenparlaments 
zur konstituierenden Sitzung ein. Bis zur Wahl des neuen Parlamentspräsidiums lei-
tet der Wahlleiter/die Wahlleiterin die Sitzung. 

 

§18 
Inkrafttreten 

 

(1) Diese Wahlordnung untersteht der Satzung der Studierendenschaft der Universi-
tät Koblenz-Landau, Campus Landau. 

(2) Diese Wahlordnung tritt am Tage der Bekanntmachung im Mitteilungsblatt der  
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Universität Koblenz-Landau in Kraft. Zugleich tritt die bisher gültige Wahlordnung 
außer Kraft. 

 

 
Landau, den 14. Juli 2016 Der Präsident des   

Studierendenparlaments der  
Universität Koblenz-Landau ,  
Campus Landau  
Marc Penndorf 
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Ordnung zur Änderung der Einschreibeordnung  
für die Universität Koblenz-Landau 

Vom 13. Dezember 2016 

 

Auf Grund der §§ 7 Abs. 2 Nr. 1, 67 Abs. 3 und des § 76 Abs. 2 Nr. 3 des Hoch-
schulgesetzes (HochSchG) vom 19. November 2010 (GVBI. S. 463), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 505) hat der 
Senat der Universität Koblenz-Landau am 13.12.2016 die nachfolgende Ordnung zur 
Änderung der Einschreibeordnung beschlossen. 

Sie wird hiermit bekannt gemacht: 

 

Artikel 1 

Die Einschreibeordnung vom 09. Oktober 1998 (StAnz. S. 1645), zuletzt geändert 
durch die Ordnung zur Änderung der Einschreibeordnung vom 14.07.2015 wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 4 wird um folgenden Satz 3 neu ergänzt: 

„Für die Studiengänge BA/MA Erziehungswissenschaft, BA/MA Kulturwissen-
schaft und folgende Fächer im Lehramtsstudiengang oder 2-Fach-Bachelor-
Studiengang genügt abweichend zu Satz 1 bereits ein Sprachnachweis der deut-
schen Sprache durch ein äquivalentes Sprachdiplom auf dem Level B2: Anglistik 
bzw. Englisch, Bildungswissenschaften, Grundschulbildung, Bildende Kunst bzw. 
Kunstwissenschaft und Bildende Kunst, Mathematik, Musik, Physik, Sonderpä-
dagogik und Soziologie bzw. Sozialkunde. „ 

2. § 5 Absatz 2 wird um folgenden Satz 4 neu ergänzt: 

„Die Antragsfrist für Bewerberinnen und Bewerber aus Nicht-EU-Staaten endet 
für das Sommersemester am 15. Juni und für das Wintersemester am 15. De-
zember.„ 

 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Mitteilungsblatt der Uni-
versität Koblenz-Landau in Kraft. 

 

 

Mainz, den 13.12.2016 Der Präsident der  
 Universität Koblenz-Landau  
 Professor Dr. Roman Heiligenthal 
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Promotionsordnung 
des Fachbereichs 5: Erziehungswissenschaften 

der Universität Koblenz-Landau 

Vom 20. Dezember 2016 

 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 und des § 86 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. § 
76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) in der Fassung vom 19. No-
vember 2010 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. 
Dezember 2015 (GVBl. S. 505) BS 223-41, hat der Rat des Fachbereichs 5: Erzie-
hungswissenschaften der Universität Koblenz-Landau am 17. Februar 2016 die 
nachfolgende Promotionsordnung beschlossen. Der Senat der Universität Koblenz-
Landau hat die Promotionsordnung am 26. April 2016 zustimmend zur Kenntnis ge-
nommen. Diese Promotionsordnung hat das Ministerium für Wissenschaft, Weiterbil-
dung und Kultur mit Schreiben vom 17. Oktober 2016, Az.:15507-Tgb.: 1633/16 ge-
nehmigt. 

 

§ 1 
Promotion 

Der Fachbereich 5 der Universität Koblenz-Landau verleiht den akademischen Grad 
einer Doktorin oder eines Doktors der Philosophie (Dr. phil.) an Bewerberinnen und 
Bewerber, die durch ihre Promotionsleistungen nachgewiesen haben, dass sie um-
fassende Kenntnisse in ihrem Promotionsfach besitzen und fähig sind, wissenschaft-
liche Probleme zu erkennen sowie einen selbstständigen Beitrag zur Forschung zu 
erbringen. 

 

§ 2 
Promotionsausschuss 

(1) Dem Promotionsausschuss gehören an: Drei Hochschullehrerinnen oder Hoch-
schullehrer, ein möglichst promoviertes Mitglied des akademischen Mittelbaus, ein 
Mitglied aus der Gruppe der Studierenden und ein Mitglied des nichtwissenschaftli-
chen Personals sowie die Prodekanin oder der Prodekan. 

(2) Den Vorsitz des Promotionsausschusses übernimmt eine amtierende Prodeka-
nin oder ein amtierender Prodekan, die Stellvertretung obliegt einer Hochschullehre-
rin oder einem Hochschullehrer nach Wahl durch den Promotionsausschuss. In ei-
nem Promotionsverfahren, in dem die Prodekanin oder der Prodekan gutachtend tä-
tig ist, übernimmt die Stellvertreterin oder der Stellvertreter den Vorsitz. 

(3) Die Sitzungen des Promotionsausschusses werden von der oder dem Vorsit-
zenden einberufen; sie sind nicht öffentlich. Der Promotionsausschuss ist beschluss-
fähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist; die Mehrheit der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer muss gewahrt sein. Beschlüsse werden 
mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. § 25 Abs. 5 HochSchG 
bleibt unberührt. 
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§ 3 
Promotionsleistungen 

(1) Die Promotionsleistungen bestehen aus einer wissenschaftlichen Abhandlung 
(Dissertation) und einem Vortrag mit anschließender Diskussion (Disputation). 

(2) Die Dissertation muss in einem der Fächer Philosophie oder Erziehungs-
wissenschaft angefertigt werden. 

 

§ 4 
Dissertation 

(1) Die Dissertation muss wissenschaftlichen Anforderungen entsprechen und ei-
nen eigenständigen Beitrag zur Forschung erbringen. Sie ist in deutscher Sprache 
abzufassen. In begründeten Ausnahmefällen ist auch eine Abfassung in englischer 
oder einer anderen europäischen Sprache möglich; hierüber entscheidet der Promo-
tionsausschuss auf Antrag der Doktorandin oder des Doktoranden. 

(2) Die Dissertation wird als Monographie eingereicht. Im Fach Erziehungswissen-
schaft kann in begründeten Fällen nach Absprache mit der Erstgutachterin oder dem 
Erstgutachter und mit Zustimmung des Promotionsausschusses die Dissertation als 
nicht-monographische wissenschaftliche Abhandlung eingereicht werden. In diesem 
Fall sind die eingereichten Texte durch einen einleitenden Text zu ergänzen, in dem 
die übergeordnete Fragestellung, die Einbettung der Thematik in die aktuelle For-
schungsdiskussion sowie die Bezüge der einzelnen Beiträge untereinander deutlich 
werden. 

(3) Eine Dissertation, die an einer anderen wissenschaftlichen Hochschule abge-
lehnt worden ist, kann nicht als Dissertation eingereicht werden. 

 

§ 5 
Zulassung als Doktorandin oder Doktorand 

(1) Voraussetzungen sind: 

1. der Nachweis eines erfolgreich abgeschlossenen Studiums mit dem Abschluss 
Master, Diplom (außer Diplom-Fachhochschule), Magister Artium oder dem 1. 
Staatsexamen für das Lehramt an Gymnasien, oder 

2. das Bestehen des Eignungsfeststellungsverfahrens, 
3. der Nachweis der zur Bearbeitung des Dissertationsthemas erforderlichen 

Sprachkenntnisse gemäß Anhang 1, 
4. eine schriftliche Vereinbarung mit einer Erstgutachterin oder einem Erstgutach-

ter (gemäß § 5 Abs. 3) über ein Dissertationsthema (Arbeitstitel), 
5. eine Erklärung darüber, dass die Gelegenheit zum vorliegenden Promotions-

vorhaben nicht kommerziell vermittelt worden ist und dass sie oder er insbe-
sondere keine Person oder Organisation eingeschaltet hat, die gegen Entgelt 
Betreuerinnen und Betreuer für die Anfertigung von Dissertationen sucht oder 
die der Doktorandin oder dem Doktoranden obliegenden Pflichten hinsichtlich 
der Prüfungsleistungen ganz oder teilweise erledigt. 

Hinsichtlich Nr. 1 ist regelmäßig ein einschlägiges Studium im Promotionsfach nach-
zuweisen, das mindestens mit der Note „gut“ abgeschlossen wurde. Über Ausnah-
men entscheidet der Promotionsausschuss. Diese können von dem Nachweis zu-
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sätzlich erforderlicher, nachgewiesener Studien- und Prüfungsleistungen abhängig 
gemacht werden. § 6 Abs. 5 bis 9 und Abs. 11 gilt entsprechend. 

(2) Bei der Anerkennung von im Ausland absolvierten Studiengängen und Ab-
schlussprüfungen durch den Promotionsausschuss sind die von der Hochschulrekto-
renkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen zu berücksichtigen. 

(3) Bewerberinnen und Bewerber um eine Promotion können auf schriftlichen An-
trag als Doktorandin oder Doktorand zugelassen werden, wenn sie die in Abs. 1 ge-
nannten Voraussetzungen erfüllen. Sie vereinbaren grundsätzlich mit einer Hoch-
schullehrerin oder einem Hochschullehrer oder einem habilitierten Mitglied des 
Fachbereichs (Erstgutachterin oder Erstgutachter) ein Dissertationsthema (Arbeitsti-
tel) und teilen dieses Thema sowie die Zustimmung durch die Erstgutachterin oder 
den Erstgutachter der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses schriftlich 
mit. Im Antrag ist das gewählte Fach anzugeben. Die Erstgutachterin oder der Erst-
gutachter, mit dem das Thema vereinbart wurde, übernimmt die wissenschaftliche 
Beratung und eines der Gutachten. 

(4) Eine Änderung des Dissertationsthemas oder ein Wechsel der Erstgutachterin 
oder des Erstgutachters ist der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses 
schriftlich anzuzeigen. Abs. 3 gilt entsprechend. 

(5) Das Recht, Doktorandinnen und Doktoranden wissenschaftlich zu beraten und 
an Promotionsverfahren, auch als Erstgutachterin oder Erstgutachter, mitzuwirken, 
bleibt von der Entpflichtung, der Versetzung in den Ruhestand oder dem Ausschei-
den gemäß § 61 Abs. 2a HochSchG unberührt. Wird eine Erstgutachterin oder ein 
Erstgutachter an eine andere Hochschule berufen, so behält sie oder er das Recht, 
die vor ihrem oder seinem Weggang zugelassenen Doktorandinnen und Doktoran-
den weiterhin zu beraten und an den Promotionsverfahren mitzuwirken, in der Regel 
bis zu vier Semester nach dem Ausscheiden aus der Universität Koblenz-Landau. 

 

§ 6 
Eignungsfeststellungsverfahren 

(1) Durch das Eignungsfeststellungsverfahren ist der Nachweis zu erbringen, dass 
in dem Fach, in dem die Dissertation angefertigt wird, im selben Maße die Qualifika-
tion zur wissenschaftlichen Arbeit wie von Bewerberinnen und Bewerbern mit der 
Vorbildung entsprechend § 5 Abs. 1 Nr. 1 erworben wurde. 

(2) Zum Eignungsfeststellungsverfahren werden auf Antrag Bachelorabsolventin-
nen und Bachelorabsolventen eines für das gewählte Promotionsfach einschlägigen 
Studiums zugelassen, wenn sie zu den besten zehn Prozent ihrer Abschlusskohorte 
gehören. Ebenso wird auf Antrag zugelassen, wer die Erste Staatsprüfung für ein 
Lehramt der Typen 1, 2, 3 oder 6 (gemäß der jeweils gültigen Rahmenvereinbarun-
gen der Kultusministerkonferenz, sofern diese einen Studienumfang von 300 ECTS 
unterschreiten) oder die Diplomprüfung einer Fachhochschule in einem einschlägi-
gen Studium mit mindestens „gut“ bestanden hat. 

(3) Die Zulassung zum Eignungsfeststellungsverfahren ist schriftlich bei der oder 
dem Vorsitzenden des zuständigen Promotionsausschusses zu beantragen. Dem 
Antrag sind beizufügen: 
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1. das Diplomzeugnis oder die Diplomurkunde der Fachhochschule, sowie ein 
Exemplar der Diplomarbeit oder die Bachelorurkunde der Hochschule, ein-
schließlich eines Nachweises über den Rang der Abschlussnote in der Ge-
samtkohorte sowie ein Exemplar der Bachelorarbeit oder das Zeugnis über die 
Erste Staatsprüfung für das Lehramt der Typen 1, 2, 3 oder 6 (gemäß der je-
weils gültigen Rahmenvereinbarungen der Kultusministerkonferenz) und ein 
Exemplar der wissenschaftlichen Prüfungsarbeit, 

2. eine Erklärung darüber, ob sich die Bewerberin oder der Bewerber in einem der 
Prüfungsverfahren gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 2 oder einem vergleichbaren Prü-
fungsverfahren befindet oder ob sie oder er bereits eine der genannten Prüfun-
gen endgültig nicht bestanden hat. 

Fehlende Unterlagen können bis sechs Wochen nach dem Tag der Einreichung des 
Antrages nachgereicht werden. 

(4) Die Zulassung darf nur versagt werden, wenn die Bewerberin oder der Bewer-
ber  
1. die Voraussetzungen nach Abs. 2 nicht erfüllt, 
2. sich bereits an einer anderen Hochschule im Eignungsfeststellungsverfahren 

oder in einem vergleichbaren Prüfungsverfahren befindet, 
3. bereits ein Eignungsfeststellungsverfahren oder ein vergleichbares Prüfungs-

verfahren endgültig nicht bestanden hat oder 
4. die Unterlagen gemäß Abs. 3 nicht vollständig vorgelegt wurden. 

(5) Für die Durchführung des Eignungsfeststellungsverfahrens werden vom Promo-
tionsausschuss aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und 
den habilitierten Mitgliedern des Fachbereichs zwei Prüferinnen oder Prüfer benannt. 

(6) Im Promotionsfach sind Studien- und Prüfungsleistungen im Umfang von 25 
Leistungspunkten nach ECTS-Standard zu erbringen, einschließlich einer schriftli-
chen Arbeit, die einem Arbeitsaufwand von drei Leistungspunkten entspricht. Die 
Studienleistungen sind Bestandteil des Eignungsfeststellungsverfahrens und sollen 
im Rahmen geeigneter Lehrveranstaltungen der fachlich einschlägigen Studiengänge 
und -fächer, nach Maßgabe der jeweils einschlägigen gültigen Prüfungsordnungen, 
erbracht werden. Soll die Promotion im Fach Erziehungswissenschaft erlangt wer-
den, sind insbesondere Kenntnisse und Kompetenzen der Methodik und in den sta-
tistisch-theoretischen Grundlagen der erziehungswissenschaftlichen Forschung oder 
gleichwertige Kenntnisse nachzuweisen. In dem zu Beginn des Eignungsfeststel-
lungsverfahrens stattfindenden Beratungsgespräch wird festgelegt, ob und welche 
Vorleistungen anerkannt werden und welche Lehrveranstaltungen zu besuchen sind. 

(7) Die schriftliche Arbeit wird von den nach Abs. 5 zuständigen Prüferinnen oder 
Prüfern als "bestanden" bewertet, wenn sie die Fähigkeit zur wissenschaftlichen Be-
arbeitung eines Themas erkennen lässt. 

(8) Wird die schriftliche Arbeit mit "nicht bestanden" bewertet, kann sie einmal wie-
derholt werden. 

(9) Das Eignungsfeststellungsverfahren soll im Verlauf eines Studienjahres abge-
schlossen werden. 

(10) Über das bestandene Eignungsfeststellungsverfahren ist eine Bescheinigung 
auszustellen. Die Bescheinigung ist von der oder dem Vorsitzenden des Promotions-
ausschusses zu unterzeichnen. 
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(11) Die §§ 21 und 22 gelten sinngemäß auch für das Eignungsfeststellungsverfah-
ren. 

 

§ 7 
Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren 

(1) Die Zulassung zum Promotionsverfahren ist von der Doktorandin oder dem 
Doktoranden bei der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses schriftlich 
zu beantragen. Im Antrag ist der Titel der Dissertation anzugeben. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen: 

1. Ein ausführlicher Lebenslauf mit genauer Darstellung des Bildungsganges; 

2. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife oder ein als gleichwertig aner-
kanntes Zeugnis; 

3. Zeugnisse über abgelegte Hochschul- und Staatsprüfungen, gegebenenfalls 
der Bescheid über die Zulassung als Doktorandin oder Doktorand gemäß § 5 Abs. 3 
oder über das erfolgreich absolvierte Eignungsfeststellungsverfahren sowie eine Er-
klärung über versuchte Prüfungen mit dem Ziel der Promotion; 

4. Nachweise über Sprachkenntnisse gemäß Anhang 1; 

5. vier Exemplare der Dissertation in gedruckter Form sowie ein Exemplar in Form 
einer elektronischen Datei in einem geeigneten Dateiformat. Die vier Exemplare 
müssen gebunden und mit einem Titelblatt gemäß Anhang 2 versehen sein. 

6. eine Versicherung darüber, dass der Doktorand oder die Doktorandin die als 
Dissertation vorgelegte Abhandlung in keinem anderen Verfahren zur Erlangung des 
Doktorgrades oder als Prüfungsarbeit für eine akademische oder staatliche Prüfung 
eingereicht hat, dass sie oder er sie selbstständig verfasst, keine anderen als die an-
gegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt und die den benutzten Werken wörtlich 
oder inhaltlich entnommenen Stellen kenntlich gemacht hat; 

7. ein polizeiliches Führungszeugnis; dieses ist nicht erforderlich, wenn die Dok-
torandin oder der Doktorand nachweist, dass sie oder er sich im öffentlichen Dienst 
befindet oder zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht länger als drei Monate exmatri-
kuliert ist; 

8. ein Nachweis über die Einzahlung der Promotionsgebühr; deren Höhe, Ermäßi-
gung oder Erlass richten sich nach den landesrechtlichen Bestimmungen. 

 

§ 8 
Entscheidung über die Zulassung 

(1) Sind die Voraussetzungen erfüllt, so lässt die oder der Vorsitzende des Promo-
tionsausschusses die Doktorandin oder den Doktoranden zum Promotionsverfahren 
zu und teilt ihr oder ihm dies schriftlich mit. Vor der Entscheidung ist der Doktorandin 
oder dem Doktoranden Gelegenheit zu geben, fehlende Unterlagen innerhalb einer 
angemessenen Frist nachzureichen. 

(2) Hält die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses die Voraussetzun-
gen für die Zulassung zum Promotionsverfahren für nicht erfüllt oder hat sie oder er 
hieran Zweifel, so entscheidet der Promotionsausschuss über die Zulassung. 
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(3) Die Zulassung kann nur versagt werden, wenn: 

1. die in § 5 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 

2. die für den Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren erforderlichen Un-
terlagen unvollständig sind, 

3. Tatbestände vorliegen, unter denen ein akademischer Grad entzogen werden 
kann (vgl. § 22), 

4. zwecks Aufzeigens von Promotionsmöglichkeiten Vermittlerinnen oder Vermitt-
ler gegen Entgelt eingeschaltet oder im Zusammenhang mit dem Promotions-
verfahren und seiner Vorbereitung Entgelte gezahlt oder entgeltgleiche Leistun-
gen erbracht oder Dienste unentgeltlich in Anspruch genommen worden sind, 
die dem Sinn und Zweck eines Prüfungsverfahrens widersprechen. 

(4) Wird die Zulassung zum Promotionsverfahren verweigert, so teilt die oder der 
Vorsitzende des Promotionsausschusses dies der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller unter Angabe der Gründe schriftlich mit. 

(5) Der Zulassungsantrag gilt als nicht gestellt, wenn die Antragstellerin oder der 
Antragsteller ihn zurückzieht, bevor die Promotionskommission bestellt ist. Eine ge-
gebenenfalls bereits ergangene Zulassung verliert in diesem Fall ihre Gültigkeit.  

 

§ 9 
Promotionskommission 

(1) Nach der Zulassung zum Promotionsverfahren bestellt die oder der Vorsitzende 
des Promotionsausschusses die Promotionskommission. Die Kommission besteht in 
der Regel aus der Erstgutachterin oder dem Erstgutachter und der Zweitgutachterin 
oder dem Zweitgutachter, welche umgehend je ein Exemplar der Dissertation erhal-
ten. In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere im Falle des § 9 Abs. 2, Satz 6 
und bei spezifisch interdisziplinären Fragestellungen, kann die Kommission aus drei 
gutachtenden Mitgliedern bestehen.  

(2) Zur Zweitgutachterin oder zum Zweitgutachter können in der Regel nur Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer oder Habilitierte und, nach Einzelfallentschei-
dung durch den Promotionsausschuss, entpflichtete, in den Ruhestand versetzte so-
wie gemäß § 61 Abs. 2 a HochSchG ausgeschiedene Hochschullehrinnen und 
Hochschullehrer des Fachbereichs bestellt werden. Erstgutachterin oder Erstgutach-
ter ist die Person, mit der gemäß § 5 das Dissertationsthema vereinbart wurde. Auf 
begründeten Vorschlag der Erstgutachterin oder des Erstgutachters kann die oder 
der Vorsitzende des Promotionsausschusses eine Zweitgutachterin oder einen 
Zweitgutachter aus einem anderen Fachbereich oder einer anderen Hochschule be-
stellen. Wenigstens einer der Gutachterinnen oder Gutachter muss hauptamtliche 
Hochschullehrerin oder hauptamtlicher Hochschullehrer im Fachbereich 5 der Uni-
versität Koblenz-Landau sein und das Fach, in dem der Doktorgrad angestrebt wird, 
vertreten. Besteht die Kommission aus drei Mitgliedern, so müssen zwei Mitglieder 
hauptamtliche Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer der Universität Koblenz-
Landau sein und das Fach, in dem der Doktorgrad angestrebt wird, vertreten. Wird 
zur Zweitgutachterin oder zum Zweitgutachter eine hauptamtliche Hochschullehrerin 
oder ein hauptamtlicher Hochschullehrer bestellt, die oder der Mitglied einer Hoch-
schule ohne Promotionsrecht ist, so besteht die Promotionskommission aus drei Mit-
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gliedern, von denen die beiden weiteren hauptamtliche Hochschullehrerinnen oder 
hauptamtliche Hochschullehrer der Universität Koblenz-Landau sein müssen und das 
Fach, in dem der Doktorgrad angestrebt wird, vertreten. 

 

§ 10 
Annahme und Beurteilung der Dissertation 

(1) Die bestellten Gutachterinnen und Gutachter legen der oder dem Vorsitzenden 
des Promotionsausschusses in der Regel innerhalb von drei Monaten je ein mit einer 
Note gemäß § 17 versehenes Gutachten vor; sie empfehlen damit zugleich die An-
nahme oder Ablehnung der Dissertation. 

(2) Sobald die Gutachten über die Dissertation vorliegen, erhält die Doktorandin 
oder der Doktorand Einsicht in diese. 

(3) Besteht in der Frage der Annahme Uneinigkeit oder weichen die Bewertungen 
der Gutachten um mehr als eine Notenstufe voneinander ab, so versucht die oder 
der Vorsitzende des Promotionsausschusses, eine Einigung zu erreichen. Gelingt 
dies nicht, wird im Benehmen mit der Promotionskommission ein weiteres Gutachten 
eingeholt. Die weitere Gutachterin oder der weitere Gutachter muss das Fach, in 
dem die Dissertation eingereicht wurde, in Forschung und Lehre vertreten, kann aber 
auch einer anderen wissenschaftlichen Hochschule angehören. Sie oder er übermit-
telt das Gutachten ebenfalls innerhalb einer Frist von drei Monaten. Der Promotions-
ausschuss stellt Annahme oder Ablehnung der Dissertation sowie die Note gemäß § 
17 Abs. 4 fest. 

(4) Ist die Dissertation zur Annahme empfohlen, so legt die oder der Vorsitzende 
des Promotionsausschusses die Dissertation und die Gutachten im zuständigen De-
kanat zur Einsichtnahme aus. Die Frist zur Einsichtnahme beträgt drei Wochen; fal-
len Beginn oder Ende der Frist in die vorlesungsfreie Zeit, so ist die Frist um drei 
Wochen zu verlängern. Zur Einsichtnahme berechtigt sind die Mitglieder des Promo-
tionsausschusses sowie die promovierten Mitglieder des Fachbereichs. § 25 Abs. 5 
HochSchG gilt entsprechend. Dieser Personenkreis ist über die Auslage und die 
Auslagefrist zu unterrichten. 

(5) Wird während der Auslagefrist kein Einspruch eingelegt, so ist die Dissertation 
mit der nach § 17 festgesetzten Note endgültig angenommen. 

(6) Wird während der Auslagefrist ein - schriftlich zu begründender - Einspruch ein-
gelegt, so entscheidet der Promotionsausschuss nach Anhörung der Person, die den 
Einspruch erhebt, und der Promotionskommission, ob weitere Gutachten eingeholt 
werden, die gemäß § 17 in die Note der Dissertation eingehen. Es können höchstens 
zwei weitere Gutachterinnen oder Gutachter bestellt werden; diese dürfen auch Mit-
glieder einer anderen wissenschaftlichen Hochschule sein. 

 

§ 11 
Ablehnung der Dissertation 

(1) Wird die Dissertation abgelehnt, so ist das Promotionsverfahren mit dem Er-
gebnis "nicht bestanden" beendet. Die oder der Vorsitzende des Promotionsaus-
schusses teilt dies der Doktorandin oder dem Doktoranden unter Angabe der Gründe 
mit. 
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(2) Die abgelehnte Dissertation verbleibt mit den Gutachten bei der Promotionsak-
te. 

(3) Eine endgültig abgelehnte Dissertation kann nicht nochmals zur Promotion ein-
gereicht werden. 

 

§ 12 
Durchführung der Disputation und Bewertung der Promotionsleistung 

(1) Ist die Dissertation angenommen, bestimmt die oder der Vorsitzende des Pro-
motionsausschusses im Einvernehmen mit der Promotionskommission und der Dok-
torandin oder dem Doktoranden den Termin der Disputation. Die Disputation findet in 
der Regel nicht später als drei Monate nach Annahme der Dissertation statt. 

(2) Die Disputation findet vor den Mitgliedern der Promotionskommission sowie der 
oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses in deren Anwesenheit statt. Bei 
kurzfristiger Verhinderung von Mitgliedern der Promotionskommission oder der oder 
dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses ist ein kurzfristiger Ersatztermin zu 
bestimmen. Die Gleichstellungsbeauftragte kann auf Wunsch einer Doktorandin oder 
eines Doktoranden an der Disputation teilnehmen. 

(3) Die Disputation dauert insgesamt mindestens 90, höchstens 120 Minuten und 
besteht aus einem Vortrag und anschließender Diskussion. Zu Beginn stellt die Dok-
torandin oder der Doktorand die Ergebnisse der Dissertation im erweiterten Zusam-
menhang des Faches dar. Der Vortrag soll die Dauer von 30 Minuten nicht über-
schreiten. Alle Mitglieder der Promotionskommission sowie die oder der Vorsitzende 
des Promotionsausschusses und alle anderen promovierten Mitglieder des Fachbe-
reichs sind frageberechtigt. 

(4) Die Disputation ist hochschulöffentlich. Auf Verlangen der Doktorandin oder des 
Doktoranden können bei der Bestimmung des Termins der Disputation gemäß Abs. 1 
Doktorandinnen und Doktoranden des eigenen Fachs von der Disputation ausge-
schlossen werden.  

(5) Über die Disputation ist ein Protokoll anzufertigen, aus dem die Inhalte, die Ein-
zelergebnisse und das Gesamtergebnis der Disputation hervorgehen. 

(6) Die Prüfungsleistungen werden von den Mitgliedern der Promotionskommission 
und der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses mit einer der in § 17 
Abs. 2 aufgeführten Noten gemeinsam bewertet. 

(7) Unmittelbar nach der Disputation legt die oder der Vorsitzende des Promotions-
ausschusses die Gesamtnote der Promotion gemäß § 17 fest. 

 

§ 13 
Versäumnis, Unterbrechung der Prüfung 

(1) Wenn die Doktorandin oder der Doktorand, ohne dass ein triftiger Grund vor-
liegt, nicht zur Disputation erscheint oder diese ohne triftigen Grund abbricht, gilt die 
Disputation als nicht bestanden. 

(2) Liegt ein triftiger Grund vor, so bestimmt die oder der Vorsitzende des Promoti-
onsausschusses einen neuen Termin zur Disputation. 
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§ 14 
Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) Versucht die Doktorandin oder der Doktorand, das Ergebnis ihrer oder seiner 
Promotionsleistung durch Täuschung zu beeinflussen, so ist die betreffende Promo-
tionsleistung mit "nicht bestanden" zu bewerten. 

(2) Einer Doktorandin oder einem Doktoranden, die oder der den ordnungsgemä-
ßen Ablauf einer mündlichen Prüfung stört, kann von den Prüferinnen und Prüfern 
die Fortsetzung der Prüfung verweigert werden; in diesem Fall gilt die Prüfung als 
nicht bestanden. 

(3) Entscheidungen nach Abs. 1 und Abs. 2 sind der Doktorandin oder dem Dokto-
randen von den Prüfenden unter Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen. 

 

§ 15 
Wiederholung der Prüfung 

(1) Ist die Dissertation endgültig mit "nicht bestanden" bewertet, kann die Doktor-
andin oder der Doktorand den Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren mit 
einer neuen Dissertationsschrift, deren Thema und Forschungsgegenstand sich von 
denen der ersten Dissertation unterscheiden müssen, einmal neu stellen. 

(2) Ist die Disputation nicht bestanden, so ist auf Antrag der Doktorandin oder des 
Doktoranden eine einmalige Wiederholung innerhalb von sechs Monaten nach Ab-
schluss der Prüfung möglich. 

(3) Der Antrag auf Wiederholung ist von der Doktorandin oder dem Doktoranden 
innerhalb eines Monats nach dem Nichtbestehen einer Disputation an die Vorsitzen-
de oder den Vorsitzenden des Promotionsausschusses zu richten. 

(4) Bei der Durchführung der Wiederholungsprüfung finden die Bestimmungen der 
§§ 12 bis 14 entsprechende Anwendung. 

(5) Lässt die Doktorandin oder der Doktorand die Antragsfrist ohne triftigen Grund 
verstreichen oder besteht sie oder er die Wiederholungsprüfung nicht, so gilt die ge-
samte Promotion als nicht bestanden. Die oder der Vorsitzende des Promotionsaus-
schusses teilt dies der Doktorandin oder dem Doktoranden unter Angabe der Gründe 
schriftlich mit. 

 

§ 16 
Berücksichtigung der Belange Behinderter 

Die besonderen Belange behinderter Doktorandinnen und Doktoranden zur Wahrung 
ihrer Chancengleichheit sind zu berücksichtigen. Macht eine Doktorandin oder ein 
Doktorand glaubhaft, dass sie oder er wegen Behinderungen nicht in der Lage ist, 
Promotionsleistungen, insbesondere den Vortrag mit anschließender Diskussion 
ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, muss die oder der Vorsit-
zende des Prüfungssauschusses gestatten, gleichwertige Promotionsleistungen in 
anderer Form zu erbringen. 
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§ 17 
Bewertung der Promotionsleistungen 

(1) Für die Bewertung der Dissertation, der Disputation sowie der gesamten Dok-
torprüfung sind folgende Noten zu verwenden: 
summa cum laude (mit Auszeichnung) 
magna cum laude (sehr gut) 
cum laude (gut) 
rite (bestanden) 
non rite (nicht bestanden) 

Die Note "summa cum laude" kann nur bei herausragenden Leistungen vergeben 
werden. 

(2) Zur Berechnung des arithmetischen Mittels werden für die Noten die folgenden 
Ziffernwerte verwendet: 
0 für "summa cum laude" 
1 für "magna cum laude" 
2 für "cum laude" 
3 für "rite" 
4 für „non rite“ 

(3) Für die Bildung der Noten gelten folgende Regeln: 
0 bis 0,49 "summa cum laude" 
0,50 bis 1,50 "magna cum laude"  
1,51 bis 2,50 "cum laude" 
2,51 bis 3,00 "rite" 
über 3,00 "non rite" 

(4) Bei der Ermittlung der Noten bleibt die dritte Dezimalstelle unberücksichtigt. 

(5) Das arithmetische Mittel der in den Gutachten vorgeschlagenen Noten ergibt 
die Bewertung der Dissertation. Die Dissertation gilt als nicht bestanden, wenn in 
mindestens der Hälfte der Gutachten die Note 4 „non rite“ vorgeschlagen wird. 

(6) Bei der Festlegung der Gesamtnote wird die Dissertation doppelt, die Disputati-
on einfach gewichtet. 

(7) Die Gesamtprüfung ist bestanden, wenn die Dissertation und die Disputation 
mindestens mit der Note "rite" bewertet worden sind. 

 

§ 18 
Mitteilung des Prüfungsergebnisses 

(1) Nach Abschluss der Disputation erhält die Doktorandin oder der Doktorand von 
der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses eine Bescheinigung, aus 
der das Thema und die Note der Dissertation, die Note der mündlichen Prüfung und 
die Gesamtnote der Doktorprüfung hervorgehen. 

(2) Nach Abschluss der Disputation erhält die Doktorandin oder der Doktorand Ein-
sicht in die Prüfungsakte. § 10 Abs. 2 bleibt davon unberührt. 
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§ 19 
Veröffentlichung der Dissertation 

(1) Die Doktorandin oder der Doktorand ist verpflichtet, die Dissertation zu veröf-
fentlichen. 

(2) Die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses erteilt die Erlaubnis zur 
Veröffentlichung in der von den Gutachterinnen und Gutachtern genehmigten Fas-
sung. 

(3) Die Verpflichtung zur Veröffentlichung ist erfüllt, wenn die Doktorandin oder der 
Doktorand neben dem für die Prüfungsakten des Fachbereichs erforderlichen 
Exemplar für die Archivierung drei Exemplare, die auf alterungsbeständigem holz- 
und säurefreiem Papier ausgedruckt und dauerhaft haltbar gebunden sein müssen, 
unentgeltlich an die Hochschulbibliothek abgeliefert hat und darüber hinaus die Ver-
breitung sicherstellt durch: 

1. die Ablieferung von 60 Exemplaren in Buchform zum Zweck des Hochschul-
schriftenaustausches oder 

2. den Nachweis der Veröffentlichung in einer Zeitschrift oder der Verbreitung 
durch einen gewerblichen Verleger über den Buchhandel bei einer garantierten Min-
destauflage von 150 Exemplaren, oder 

3. bei elektronischer Veröffentlichung eine elektronische Version, deren Datenfor-
mat und deren Datenträger mit der Hochschulbibliothek abzustimmen sind; die Dok-
torandin oder der Doktorand muss versichern, dass die elektronische Version der 
genehmigten Fassung der Dissertation entspricht. 

(4) Wird eine Dissertation von einem gewerblichen Verlag vertrieben und dafür ein 
Druckkostenzuschuss aus öffentlichen Mitteln gewährt, so sind der Hochschulbiblio-
thek 20 Exemplare für Tauschzwecke unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

(5) Die Ablieferung der Belegexemplare muss im Falle der Veröffentlichung nach 
Abs. 3 Nr. 1 und 3 innerhalb eines Jahres, im Falle der Veröffentlichung nach Abs. 3 
Nr. 2 innerhalb von drei Jahren nach der mündlichen Prüfung erfolgen. In begründe-
ten Fällen kann die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses auf Antrag der 
Doktorandin oder des Doktoranden eine Fristverlängerung gewähren. 

(6) Die Belegexemplare nach Abs. 3 Nr. 1 und 3 müssen ein nach dem Muster des 
Anhangs 2 gestaltetes Titelblatt sowie einen tabellarischen Lebenslauf der Doktoran-
din oder des Doktoranden enthalten. Erfolgt die Veröffentlichung nach Abs. 3 Nr. 2, 
so ist durch einen Vermerk anzugeben, dass die Dissertation vom Fachbereich 5 der 
Universität Koblenz-Landau zur Erlangung des akademischen Grades einer Doktorin 
oder eines Doktors der Philosophie angenommen wurde; dabei ist als Datum der 
Annahme der Tag nach Ende der Auslagefrist gemäß § 10 Abs. 5 oder das Datum 
der endgültigen Entscheidung über die Annahme gemäß § 10 Abs. 6 zu benennen. 
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§ 20 
Vollzug der Promotion 

(1) Hat die Doktorandin oder der Doktorand die Bedingungen zur Veröffentlichung 
gemäß § 19 erfüllt, so vollzieht die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses 
die Promotion durch Aushändigung der Promotionsurkunde. 

(2) Die Promotionsurkunde wird nach dem Muster des Anhangs 3 ausgefertigt. Die 
Urkunde ist von der oder dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses und von 
der Dekanin oder dem Dekan zu unterzeichnen sowie mit dem Siegel zu versehen; 
sie trägt das Datum der Disputation. 

(3) Mit der Aushändigung der Promotionsurkunde erwirbt die Doktorandin oder der 
Doktorand das Recht, den akademischen Grad einer Doktorin oder eines Doktors der 
Philosophie (Dr. phil.) zu führen. 

(4) In den Fällen des § 19 Abs. 3 Nr. 2 kann die oder der Vorsitzende des Promoti-
onsausschusses die Promotionsurkunde gegen Vorlage des Verlagsvertrages aus-
händigen, wenn die Doktorandin oder der Doktorand zuvor in Höhe der geschätzten 
Kosten einer Drucklegung nach § 19 Abs. 3 Nr. 1 zu Gunsten der Universität Kob-
lenz-Landau Sicherheit durch Hinterlegung von Geld oder durch Stellung eines taug-
lichen Bürgen (§ 232 Abs. 1 und 2, § 239 BGB) geleistet hat. Werden die in § 19 
Abs. 3 Nr. 2 vorgesehenen Exemplare innerhalb von drei Jahren seit Aushändigung 
der Promotionsurkunde abgeliefert oder reicht die Doktorandin oder der Doktorand 
innerhalb eines Jahres 60 Exemplare nach § 19 Abs. 3 Nr. 1 nach, hat die Universität 
Koblenz-Landau die Sicherheit aufzugeben. Liefert die Doktorandin oder der Dokto-
rand die in Satz 2 genannten Exemplare nicht innerhalb der Fristen ab, veranlasst 
die oder der Vorsitzende des Promotionsausschusses mit Hilfe der Sicherheitsleis-
tung die Drucklegung nach § 19 Abs. 3 Nr. 1. 

 

§ 21 
Ungültigkeit von Promotionsleistungen 

(1) Stellt sich vor der Aushändigung der Promotionsurkunde heraus, dass die Dok-
torandin oder der Doktorand beim Nachweis der erforderlichen Vorbildung oder bei 
der Einbringung von Promotionsleistungen oder auf andere Weise getäuscht hat, so 
können die Promotionsleistungen für ungültig erklärt werden. 

(2) Die Entscheidung hierüber trifft der Promotionsausschuss. Vor Beschlussfas-
sung ist der Doktorandin oder dem Doktoranden Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

 

§ 22 
Aberkennung und Entziehung des Doktorgrades 

(1) Der Doktorgrad ist abzuerkennen, wenn sich nach der Aushändigung der Pro-
motionsurkunde herausstellt, dass er durch Täuschung erlangt worden ist. Die Ent-
scheidung hierüber trifft der Promotionsausschuss nach Anhörung der oder des Be-
troffenen. Der die Aberkennung feststellende Beschluss ist zu begründen und der 
oder dem Betroffenen unter Rechtsmittelbelehrung schriftlich mitzuteilen. 
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(2) Die Entziehung des Doktorgrades richtet sich nach den gesetzlichen Bestim-
mungen. 

 

§ 23 
Widerspruch 

Bescheide, die eine Person belasten, sind ihr unverzüglich unter Angabe der Gründe 
und Beifügung einer Rechtsbehelfsbelehrung schriftlich mitzuteilen. Erhebt die Dok-
torandin oder der Doktorand Widerspruch gegen Entscheidungen bei der Durchfüh-
rung des Promotionsverfahrens, so entscheidet der Promotionsausschuss gemäß §§ 
68 ff. VwGO nach Anhörung der oder des Vorsitzenden des Promotionsausschusses 
und der Gutachterinnen oder Gutachter. 

 

§ 24 
Ehrenpromotion 

(1) Der Fachbereich kann für hervorragende Verdienste um die Wissenschaft den 
Grad einer Doktorin oder eines Doktors der Philosophie ehrenhalber (Dr. phil. h. c.) 
verleihen. Die oder der zu Ehrende darf nicht Mitglied der Universität Koblenz-
Landau sein. 

(2) Eine Ehrenpromotion kann von einer Hochschullehrerin oder einem Hochschul-
lehrer beantragt werden. Der Antrag ist an den Fachbereich zu richten. Nach Zu-
stimmung des Fachbereichsrats bestellt die Dekanin oder der Dekan zwei fachlich 
zuständige Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer als Gutachtende. Vor der 
Beschlussfassung im Fachbereichsrat ist dem Senat Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 

(3) Bei der Entscheidung über die Verleihung des Ehrendoktorgrades ist unter Zu-
grundelegung des Antrags und der Gutachten eine Zweidrittelmehrheit des Fachbe-
reichsrates erforderlich. 

(4) Die Ehrenpromotion wird von der Dekanin oder dem Dekan durch die Überrei-
chung der von ihr oder ihm unterzeichneten und mit dem Siegel versehenen Urkunde 
vollzogen. 

 

§ 25 
Inkrafttreten 

(1) Diese Promotionsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Mittei-
lungsblatt der Universität Koblenz-Landau in Kraft. Gleichzeitig tritt die Promotions-
ordnung des Fachbereichs 5 der Universität Koblenz-Landau vom 6. Oktober 2011 
(Mitteilungsblatt 7/2011), zuletzt geändert durch die Erste Ordnung zur Änderung der 
Promotionsordnung des Fachbereichs 5 vom 13. Mai 2014 (Mitteilungsblatt 3/2014) 
außer Kraft. 
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(2) Für Doktorandinnen oder Doktoranden, die bei Inkrafttreten dieser Promotions-
ordnung die Zulassung zum Promotionsverfahren bereits beantragt haben, gelten, 
sofern sie nicht nach dieser Promotionsordnung promoviert werden wollen, die bishe-
rigen Bestimmungen. 

 

 

Landau, den 20. Dezember 2016 Der Dekan des Fachbereichs 5: 
 Erziehungswissenschaften 
 Prof. Dr. Christian Bermes 
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Anhang 1: Sprachkenntnisse und Leistungsnachweise  
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

9. In der Regel werden ausreichende Kenntnisse in mindestens zwei Fremdsprachen 
gefordert. Als ausreichend sind in der Regel Kenntnisse anzusehen, die im Fall der 
ersten Sprache mindestens fünf Jahren regulären Schulunterrichts, im Fall der 
zweiten Sprache mindestens drei Jahren regulären Schulunterrichts entsprechen. 
Sprachkenntnisse in einer weiteren Sprache können auch durch einen erfolgreich 
bestandenen, anerkannten Sprachtest oder ein anerkanntes Sprachzertifikat mit 
mindestens dem Niveau B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für 
Sprachen (GER) nachgewiesen werden. 

10. Im Falle der Promotion im Fach Philosophie müssen zusätzlich zu Nr. 1 das Latinum 
oder das Graecum nachgewiesen werden, sofern das Thema der Dissertation in die 
Bereiche der Philosophie der Antike oder des Mittelalters fällt. 
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Anhang 2: Muster für das Titelblatt gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 5 

Dissertation 

Zur Erlangung des akademischen Grades eines 

Doktors der Philosophie 

am Fachbereich 5: Erziehungswissenschaften 

der Universität Koblenz-Landau 

vorgelegt am 

von 

Erstgutachter/in: 

Zweitgutachter/in: 

(ggf.) Drittgutachter/in: 
 

 

Anhang 3: Muster der Promotionsurkunde gemäß § 19 Abs. 2 

Promotionsurkunde 

Der Fachbereich 5: Erziehungswissenschaften 

der Universität Koblenz-Landau, Campus Landau 

verleiht unter der Präsidentschaft der / des 

und 

unter dem Dekanat der / des Prof. Dr. 

nach der Promotionsordnung 

Titel und Würde eines 

Doktors der Philosophie (Dr. phil.) 

an 

[Name des / der Promovierten] 

nachdem sie / er in einem ordnungsgemäßen Promotionsverfahren durch die Disser-
tation 

[Titel der Dissertation] 

sowie durch die Disputation am [Datum der Disputation] 

ihre / seine wissenschaftliche Befähigung nachgewiesen hat und dabei die Gesamt-
note 

[Gesamtnote des Promotionsverfahrens] 

erhalten hat. 

Erstgutachter/in:                   Zweitgutachter/in:                   (ggf.) Drittgutachter/in: 

 

Landau, Datum                             Unterschrift Dekan/Dekanin 
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Erste Ordnung zur Änderung der Promotionsordnung 
des Fachbereiches 6: Kultur- und Sozialwissenschaften 

der Universität Koblenz–Landau 

Vom 20. Dezember 2016 

 

Auf Grund des § 7 Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 S. 1 und § 86 Abs. 2 Nr. 3 des Hochschul-
gesetzes in der Fassung vom 19. November 2010 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 505), BS 223-41, 
hat der Rat des Fachbereichs 6: Kultur- und Sozialwissenschaften der Universität 
Koblenz-Landau am 8. Juni 2016 die nachfolgenden Änderungen der Promotions-
ordnung vom 1. September 2014 (Mitteilungsblatt 5/2014) beschlossen. Der Senat 
hat in seiner Sitzung vom 11. Oktober 2016 zugestimmt. Diese Änderungsordnung 
der Promotionsordnung hat das Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung und Kul-
tur mit Schreiben vom 06.12.2016, Az.15309/Tgb.-Nr.1821/16, genehmigt.  
 
 

Artikel 1 
 
Die Promotionsordnung vom 1. September 2014 (Mitteilungsblatt 5/2014) wird wie 
folgt geändert: 
 

1. § 8 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„1. Es müssen zwei Aufsätze in einer einschlägigen Fachzeitschrift mit Peer-
Review-Verfahren (double blind) zur Publikation angenommen sein. Der dritte 
Aufsatz muss in einer solchen Zeitschrift eingereicht sein. 

2. Mindestens einer der zur Veröffentlichung angenommenen Aufsätze muss in 
Alleinautorenschaft verfasst sein. In Koautorenschaft verfasste Aufsätze müssen 
unter maßgeblicher Beteiligung der Doktorandin oder des Doktoranden entstan-
den sein. Erstgutachterin oder Erstgutachter und Zweitgutachterin oder Zweit-
gutachter dürfen nicht zugleich Koautorinnen oder Koautoren sein.“ 

2. § 8 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„Enthält die publikationsbasierte Dissertation in Koautorenschaft verfasste Auf-
sätze, muss in einer gesondert einzureichenden Erklärung der individuelle Bei-
trag der Doktorandin oder des Doktoranden in den jeweiligen Publikationen her-
ausgestellt werden. Diese Erklärung muss von der jeweiligen Koautorin oder 
dem jeweiligen Koautor bestätigt werden.“ 

3. Der bisherige § 8 Abs. 4 wird § 8 Abs. 5. 

4. § 18 Abs. 2 S. 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Dekanin oder der Dekan kann das Moderatorenamt auch auf eine Professo-
rin oder einen Professor des Fachbereiches übertragen.“ 



Nr. 1/2017 MITTEILUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT KOBLENZ-LANDAU 11. Januar 2017 

 

- 28 - 

5. § 18 Abs. 3 S. 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Dekanin oder der Dekan kann das Moderatorenamt auch auf eine Professo-
rin oder einen Professor des Fachbereiches übertragen.“ 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten und Übergangsregelung 
 
Diese Änderungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Mitteilungsblatt 
der Universität Koblenz-Landau – Amtliche Bekanntmachungen in Kraft.  
 
 
 
Landau, den 20. Dezember 2016 Der Dekan des Fachbereichs 6: 
 Kultur- und Sozialwissenschaften 
 der Universität Koblenz-Landau 
 Prof. Dr. Lothar Bluhm 



Nr. 1/2017 MITTEILUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT KOBLENZ-LANDAU 11. Januar 2017 

 

- 29 - 

Änderungssatzung 
zur Satzung über die Festsetzung von Zulassungszahlen an der Universität 

Koblenz-Landau für das Studienjahr 2016/2017 

Vom 03. Januar 2017 

 

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Satz 6 und Abs. 4 sowie § 5 Abs. 1 des Landesgesetzes 
zu dem Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hoch-
schulzulassung vom 27. Oktober 2009 (GVBI. S. 348), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (GVBI. S. 455), BS I 145, sowie § 76 Abs. 
2 Nr. 11 des Hochschulgesetzes (HochSchG) in der Fassung vom 19. November 
2010 (GVBl. S. 463), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezem-
ber 2015 (GVBl. S. 505), BS 223-41, hat der Präsident der Universität Koblenz-
Landau am 30. November 2016 per Eilentscheid der folgenden Änderungssatzung 
zur Satzung über die Festsetzung von Zulassungszahlen an der Universität Koblenz-
Landau für das Studienjahr 2016/2017 zugestimmt. Diese Satzung hat das Ministeri-
um für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur mit Schreiben vom 19. Dezember 
2016, AZ.: 15504 – 52 351-1/40 (1) genehmigt.  

  

Artikel 1 

Die Anlagen 1 – 3  der Satzung zur Festsetzung von Zulassungszahlen an der Uni-
versität Koblenz-Landau für das Studienjahr 2016/2017 vom 13. Juli 2016 werden 
durch folgende Angaben ergänzt:  

  

1. In Anlage 1 werden unter der Überschrift der jeweiligen Campi folgende Zeilen 
eingefügt:  

 „Zulassungszahlen für das 1. Fachsemester    Anlage 1 
 im Studienjahr 2016/2017 (zu § 1) 

Studiengang Abschluss Jahreszulassungszahl* 
Wintersemester 

2016/2017 
Sommer- 
semester 

2017 

Campus Kob-
lenz  

        

Geschichte  Bachelor of 
Education  

120  80  40  

          
Campus 
Landau  

            

Mathematik  Bachelor of 
Education  

280  200  80  

Wirtschaft und 
Arbeit  

Bachelor of 
Education  

140  100  40„ 
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2. In Anlage 2 werden unter der Überschrift der jeweiligen Campi folgende Zeilen 
eingefügt:  

 „Zulassungszahlen für höhere Fachsemester  Anlage 2 
 im Wintersemester 2016/2017  (zu § 2)  

Studiengang   Fachsemester     

  2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 

Campus Koblenz           

Geschichte – Bachelor of Edu-
cation  

30 58 28 29 16     

           

Campus Landau           

Mathematik – Bachelor of Edu-
cation  

77 151 74 37 17     

Wirtschaft und Arbeit – Ba-
chelor of Education  

35 68 50 12 6    „ 

  

3. In Anlage 3 werden unter der Überschrift der jeweiligen Campi folgende Zeilen 
eingefügt:  

 „Zulassungszahlen für höhere Fachsemester   Anlage 3 
 im Sommersemester 2017  (zu § 2)  

Studiengang  Fachsemester     

  2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 

Campus Koblenz           

Geschichte – Bachelor of Edu-
cation  

95 25 52 21 28     

           

Campus Landau           

Mathematik – Bachelor of Edu-
cation  

244 71 145 17 37     

Wirtschaft und Arbeit – Ba-
chelor of Education  

153 33 63 10 10    „ 
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Artikel 2  
Inkrafttreten  

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Mitteilungsblatt der Uni-
versität Koblenz-Landau in Kraft.  

  

 

 

Mainz, den 3. Januar 2017 Der Präsident der  
 Universität Koblenz-Landau 
 Prof. Dr. Roman Heiligenthal 
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Erste Ordnung zur Änderung der  
Ordnung für die Eignungsprüfung Musik  

an der Universität Koblenz-Landau 
 

Vom 03. Januar 2017 

 

Aufgrund des § 66 Abs. 1 und des § 86 Abs. 2 Nr. 3 des Hochschulgesetzes (Hoch-
SchG) des Landes Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 19. November 2010 (GVBl. 
S. 463), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 
(GVBl., S. 505), BS 223-41, hat der Rat des Fachbereichs 2: Philologie / Kulturwis-
senschaften am 01. Juni 2016 die folgende Ordnung zur Änderung der Ordnung für 
die Eignungsprüfung Musik erlassen. Zu dieser Ordnung hat das Ministerium für 
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur mit Schreiben vom 01. September 2016 Az.: 
15507-Tgb.-Nr. 1714/16 das Einvernehmen erteilt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

 

Artikel 1 

Die Ordnung für die Eignungsprüfung Musik der Universität Koblenz-Landau vom 05. 
August 2015 (Mitteilungsblatt 05/2015 der Universität Koblenz-Landau, S. 3) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 1 S. 1 erhält folgende Fassung:  

„(1) Die Eignungsprüfungsordnung regelt die Eignungsprüfung für den lehr-
amtsbezogenen Bachelorstudiengang im Fach Musik für das Lehramt an 
Grundschulen und an Realschulen plus am Campus Koblenz.“ 

 b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Durch das Bestehen der Eignungsprüfung werden die besonderen 
künstlerischen, fachpraktischen, musiktheoretischen sowie pädagogischen 
Fähigkeiten nachgewiesen, die neben den allgemeinen Zugangsvorausset-
zungen für ein erfolgreiches Studium in den lehramtsbezogenen Studiengän-
gen der Universität gemäß Absatz 1 erforderlich sind.“ 

 c) In Absatz 3 werden die Worte „und der Prüfungsordnung für die Prüfung im 
Zwei-Fach-Bachelorstudiengang an der Universität Koblenz-Landau vom 29. 
Januar 2013 (Mitteilungsblatt der Universität Koblenz-Landau 2/2013, S. 7), 
in der jeweils geltenden Fassung“ gestrichen. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 1 S. 1 erhält folgende Fassung:  

„(1) Die künstlerisch-praktische Prüfung erstreckt sich auf das künstlerische 
Hauptfach (Instrument oder Gesang), das Nebenfach (Instrument oder Ge-
sang), auf das schulpraktische Instrumentalspiel, auf Gehörbildung (münd-
lich) sowie auf die Anleitung zum Gruppenmusizieren.“ 
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 b) Absatz 2 wird gestrichen.  

 c) In Absatz 3 werden nach den Worten „die Eignungsprüfung“ die Worte „für 
den lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang oder den Zwei-Fach-
Bachelorstudiengang“ gestrichen. 

3. § 8 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die einzelnen Bereiche gemäß § 6 Abs. 1 werden jeweils von mindestens 
zwei Prüferinnen oder Prüfern gemäß § 8 Abs. 1 benotet. Die Note für die fünf 
Prüfungsbereiche gemäß § 6 Abs. 1 wird vom Prüfungsausschuss aus dem 
Durchschnitt der Noten aller Prüfer auf 1 Dezimalstelle hinter dem Komma er-
rechnet.“ 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

 a) In Absatz 1 wird nach Nummer 3 folgende neue Nummer 4 eingefügt: 

  „4. Note für die Anleitung zum Gruppenmusizieren.“ 

 b) Absatz 4 wird Absatz 2 und wie folgt geändert: 

  aa) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Hauptfach“ die Worte „im lehr-
amtsbezogenen Bachelorstudiengang bzw. im künstlerischen Fach im 
2-Fach-Bachelorstudiengang“ gestrichen. 

  bb) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

 „4. wenn die Note im schulpraktischen Instrumentalspiel oder in der 
Anleitung zum Gruppenmusizieren unter 4,0 liegt,“ 

 c) Absatz 5 wird Absatz 3 und wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 6 werden die Worte „und bei der Einschreibung für den Zwei-
Fach-Bachelorstudiengang, wenn das Basisfach Musikwissenschaft 
studiert werden soll“ gestrichen. 

  bb) In Satz 7 wird das Wort „beiden“ durch das Wort „lehramtsbezogenen“ 
ersetzt. 

5. In § 10 Nummer 3 werden die Worte „der Studiengang“ durch die Worte „den Le-
vel“ ersetzt und die Worte „und ggf. der Level“ werden gestrichen. 

6. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 „(2) Im Rahmen der Eignungsprüfung bereits erfolgreich erbrachte Teilleistungen 
gemäß § 9 Abs. 2 (Musiktheorie, Hauptfach, Nebenfach, Anleitung zum Grup-
penmusizieren) können innerhalb einer Frist von 14 Monaten bei der Wiederho-
lungsprüfung angerechnet werden.“ 

7. Der Anhang erhält die aus dem Anhang zu dieser Ordnung ersichtliche Fassung. 

8. Das Inhaltsverzeichnis wird entsprechend den vorstehenden Bestimmungen ge-
ändert. 
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Artikel 2 

Die Erste Ordnung zur Änderung der Eignungsprüfungsordnung tritt am Tage nach 
der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt der Universität Koblenz-Landau in Kraft. 

 

 

Koblenz, den 03. Januar 2017 Der Dekan des Fachbereichs 2: 
 Philologie / Kulturwissenschaften 
 Prof. Dr. Michael Klemm 
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Der Anhang wird wie folgt geändert: 
 
1. Anhang 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Anhang 1 
(zu § 1 Abs. 2, § 5 und § 6 Abs. 1) 

 

Anforderungen in der Eignungsprüfung 
für den lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang Musik am Campus Koblenz 

für Level B und Level C 
 

A)  Übersicht: 

I. Schriftliche Prüfung  

Die schriftliche Prüfung besteht aus zwei Klausuren: 

1. Klausur zur Gehörbildung; Dauer: etwa 20 Minuten 
2. Klausur zur Allgemeinen Musiklehre; Dauer: etwa 30 Minuten 

II.  Künstlerisch-praktische Prüfung 

Bei der Bewertung von künstlerischer Qualität und technischer Ausführung 
der instrumentalen und vokalen Vorträge werden bei Bewerbern für Level B 
höhere Maßstäbe angelegt als bei Bewerbern für Level C. Im Hinblick auf 
die Schwierigkeitsgrade kann z. B. eine Orientierung an den Listen zum 
Wettbewerb „Jugend musiziert“ erfolgen (Level B: Hauptfach Schwierig-
keitsgrad 3, Nebenfach Schwierigkeitsgrad 2 - 3, Level C: Hauptfach 
Schwierigkeitsgrad 2- 3, Nebenfach Schwierigkeitsgrad 2). 

Jede Bewerberin bzw. jeder Bewerber legt der Prüfungskommission ein 
schriftliches Programm der Prüfungsstücke vor. 

Die künstlerisch-praktische Prüfung erstreckt sich auf die Prüfungsteile: 

1. Künstlerisches Hauptfach  
(mögliche Fächerkombinationen siehe unter III) 

2. Künstlerisches Nebenfach  
(mögliche Fächerkombinationen siehe unter III) 

3. Schulpraktisches Instrumentalspiel  
4. Gehörbildung (mündlich) 
5. Anleitung zum Gruppenmusizieren 

Gesamtdauer der künstlerisch-praktischen Prüfung, Prüfungsteile 1-4: bis 
zu 45 Minuten. Gesamtdauer des Prüfungsteils 5: Bis zu 10 Minuten 
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III.  Mögliche Fächerkombinationen 

Hauptfach Nebenfach Schulpraktisches 
Instrumentalspiel 

Orchesterinstrument, Block-
flöte, Saxophon, Schlag-
werk, Klavier, Gitarre oder 
Orgel, weitere Instrumente 
auf Antrag 

Gesang  Klavier oder Gitar-
re 

Gesang Orchesterinstrument, 
Blockflöte, Saxophon, 
Schlagwerk, Klavier, Gitar-
re oder Orgel, weitere In-
strumente auf Antrag  

Klavier oder Gitar-
re 

 

B) Anforderungen im Detail: 

I.  Schriftliche Prüfung 

1. Klausur zur Gehörbildung (etwa 20 Min.) 

Mögliche Inhalte: 

- Intervalle bis zur Oktave bestimmen, simultan und sukzessiv 
vorgespielt  

- Dur-moll-tonale Melodien notieren 
- Akkorde bestimmen, Dreiklänge und gebräuchliche Vierklänge 
- Funktionen, Stufen oder Namen der verwendeten Akkorde 

bestimmen (Hauptstufen einschließlich Dominantseptakkord) 
- Metrum und Taktarten bestimmen, rhythmische Abläufe notieren 

2.  Klausur zur Allgemeinen Musiklehre (etwa 30 Min.) 

Mögliche Inhalte: 

- Notennamen und Oktavbezeichnungen im Violin- und im Bass-
schlüssel 

- Intervalle, auch übermäßige und verminderte 
- Tonarten (Quintenzirkel) und Skalen (Dur, Moll, Kirchentonarten) 
- Dreiklänge und gebräuchliche Vierklänge 
- Metren und Taktarten 
- Darüber hinaus Fragen und Aufgaben zu musikalischen Epochen, 

Komponisten, Gattungen, zur Formenlehre und zur Instrumenten-
kunde 

II.  Künstlerisch-praktische Prüfung 

1.  Prüfung im Künstlerischen Hauptfach 

Instrument:  
Vortrag von drei stilistisch unterschiedlichen Werken (z. B. Kompositi-
onen verschiedener Epochen, populare Musik, Weltmusik).  Mindes-
tens eines der Werke soll solistisch vorgetragen werden. 
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Die Fähigkeiten im Vom-Blatt-Spiel werden anhand eines von der 
Kommission vorgelegten leichten Stücks bewertet. 

oder 

Gesang: 
- Vortrag von zwei stilistisch unterschiedlichen Werken (z.B. Kom-

positionen verschiedener Epochen, populare Musik, Weltmusik). 
Mindestens eines der Werke soll mit Begleitung vorgetragen wer-
den. 

- Vortrag eines Volksliedes  
Die Fähigkeiten im Vom-Blatt-Singen werden anhand eines von 
der Kommission vorgelegten leichten Stücks bewertet. 

2. Prüfung im Künstlerischen Nebenfach 

Instrument: 
Vortrag von zwei stilistisch unterschiedlichen Werken (z. B. Komposi-
tionen verschiedener Epochen, populare Musik, Weltmusik). 

oder 

Gesang: 
- Vortrag von zwei stilistisch unterschiedlichen Werken (z. B. 

Kompositionen verschiedener Epochen, populare Musik, Welt-
musik). 

- Vortrag eines Volksliedes.  
3. Schulpraktisches Instrumentalspiel 

- Vortrag einer vorbereiteten Begleitung eines selbst gesungenen 
Liedes auf einem Harmonieinstrument. 

- Spontanes Begleiten eines von der Kommission vorgelegten 
leichten Liedes mit einfachen Akkorden. 

4. Gehörbildung mündlich 

- Rhythmus realisieren (z. B. klopfen) 
- Intervalle benennen und singen  
- Einfache Melodie vom Blatt singen 
- Dreiklänge und gebräuchliche Vierklänge von einem gegebenen 

Ton aus nach oben singen (Grundstellung und Umkehrungen) 

5. Anleitung zum Gruppenmusizieren 

Anleiten eines selbst gewählten Musikstückes (z. B. Lied, Kanon, 
Sprechstück, Bodypercussion) mit einer Gruppe.“ 

 

2. Anhang 2 wird gestrichen. 
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Siebzehnte Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung  
für die Prüfung im lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang 

an der Universität Koblenz-Landau  

Vom 11. Januar 2017 

 

 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86 Abs. 2 Nr. 3 des Hochschulgesetzes in 
der Fassung vom 19. November 2010 (GVBl. S. 463), BS 223-41, zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 505), haben die Rä-
te der Fachbereiche 1: Bildungswissenschaften, 2: Philologie / Kulturwissenschaften, 
3: Mathematik / Naturwissenschaften, 4: Informatik, 5: Erziehungswissenschaften, 6: 
Kultur- und Sozialwissenschaften, 7: Natur- und Umweltwissenschaften und 8: Psy-
chologie unter Mitwirkung der Zentren für Lehrerbildung der Universität Koblenz-
Landau die folgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für die Prüfung im 
lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang an der Universität Koblenz-Landau be-
schlossen. Diese Ordnung hat der Präsident der Universität Koblenz-Landau am 13. 
Dezember 2016 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

 

 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für die Prüfung im lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang an 
der Universität Koblenz-Landau vom 6. Juli 2009 (Staatsanzeiger S. 1327), zuletzt 
geändert am 11. Oktober 2016 (Mitteilungsblatt 5/2016 der Universität Koblenz-
Landau), wird wie folgt geändert: 

1. Der Anhang erhält die aus dem Anhang zu dieser Ordnung ersichtliche Fassung. 

 

 

Artikel 2 

Die Siebzehnte Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für die Prüfung im lehr-
amtsbezogenen Bachelorstudiengang an der Universität Koblenz-Landau tritt am 
Tag der Veröffentlichung im Mitteilungsblatt in Kraft. 

 
 
Koblenz, den 11. Januar 2017 Landau, den 11. Januar  2017 
 
 
Die Dekanin des Fachbereichs 1: Der Dekan des Fachbereichs 5:  
Bildungswissenschaften Erziehungswissenschaften  
Prof. Dr. Claudia Quaiser-Pohl Prof. Dr. Christian Bermes 
 
 
Der Dekan des Fachbereichs 2: Der Dekan des Fachbereichs 6:  
Philologie / Kulturwissenschaften Kultur- und Sozialwissenschaften  
Prof. Dr. Michael Klemm Prof. Dr. Lothar Bluhm  
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Der Dekan des Fachbereichs 3: Die Dekanin des Fachbereichs 7:  
Mathematik / Naturwissenschaften Natur- und Umweltwissenschaften  
Prof. Dr. Stefan Wehner Prof. Dr. Gabriele E. Schaumann 
 
 
Der Dekan des Fachbereichs 4: Die Dekanin des Fachbereichs 8: 
Informatik Psychologie  
Prof. Dr. Ralf Lämmel Prof. Dr. Michaela Maier 
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Anhang 
(zu Artikel 1 Nr. 1)  
 
Der Anhang wird wie folgt geändert: 
 

In Nummer „26. Musik Koblenz“, Modul 8, wird bei den Veranstaltungen 8.3 und 8.4 in der 
Spalte „Prüfungsrelevante Studienleistung“ jeweils ein „X“ eingefügt und die Zeile Modulprü-
fung erhält folgende Fassung: 

 „Modulprüfung: Mündliche Prüfung Dauer 20 Minuten“ 

 

 


